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Der gegenwärtige Mieterschutz 
und eine Alternative
Johann Eekhoff, Gerhard Werth, Saarbrücken *)

Anfang nächsten Jahres soll die Bundesregierung dem Bundestag einen Bericht über die Auswirkun­
gen des Zweiten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes (2. WKSchG) vorlegen. Spätestens dann dürfte 
die kontroverse Diskussion über Form und Ausmaß des Mieterschutzes wieder entbrennen. Im folgen­
den diskutieren die Autoren die Frage der investitionshemmenden Wirkung des 2. WKSchG, indem 
sie ihre in einem Forschungsbericht dargelegten Ergebnisse mit neuen Argumenten konfrontieren ’), 
und stellen Überlegungen zu einer alternativen Absicherung des Kündigungsschutzes an.

MIETRECHT

Seit dem Jahre 1971 hat der Mieter praktisch 
ein Dauerwohnrecht: er seinerseits kann aber 

jederzeit mit den auch vorher üblichen Fristen 
kündigen. Der Vermieter kann nur noch kündigen, 
wenn er ein „berechtigtes Interesse“ nachweist. 
Als „berechtigtes Interesse“ gelten beispielsweise 
der Eigenbedarf des Vermieters, eine schuldhafte, 
nicht unerhebliche Vertragsverletzung durch den 
Mieter oder eine anderweitige bessere wirtschaft­
liche Verwertung des Grundstücks, nicht dagegen 
die Absicht der Mieterhöhung oder der Vermie­
tung an einen anderen Mieter oder der mögliche 
Verkauf der Wohnung. Auch wenn der Vermieter 
ein berechtigtes Interesse nachweist, kann der 
Mieter in Härtefällen eine Fortsetzung des Miet­
verhältnisses verlangen.

Mit der sogenannten Vergleichsmietenregelung 
soll gesichert werden, daß der Vermieter den 
Kündigungsschutz nicht unterläuft, indem er den 
Mieter durch überhöhte Mietforderungen zum 
Ausziehen zwingt. Umgekehrt soll damit auch 
verhindert werden, daß sich der Mieter „angemes­
senen“ Mietsteigerungen widersetzen kann: Die 
Miete kann unter Wahrung bestimmter Fristen und 
Formvorschriften bis auf das Niveau der Mieten 
„vergleichbarer“ Wohnungen angehoben werden^).

Eine Erhöhung bei bestimmten Kostenarten -  
Betriebskosten^), Kapitalkosten -  kann durch ein­
seitige Erklärung auf den Mieter abgewälzt wer­
den. Bei Modernisierungsmaßnahmen kann der 
Vermieter wahlweise eine Erhöhung der Miete 
bis auf das Niveau der Mieten vergleichbarer
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Wohnungen verlangen oder die Jahresmiete um 
maximal 11 %  der Modernisierungskosten an­
heben.

Bei Erst- oder Neuvermietung kann die Miete 
grundsätzlich frei vereinbart werden. Gewisse 
Grenzen sind aber dadurch gesetzt, daß die „We­
sentlichkeitsgrenzen“ des § 5 Wirtschaftsstraf­
gesetz nicht überschritten werden dürfen. Ein 
Überschreiten g ilt als „M ietpreisüberhöhung“ und 
wird mit Geldbußen geahndet.

Auswirkungen der Vergleichsmietenregelung

Über die Wirkungen der Vergleichsmietenrege­
lung auf die Investitionstätigkeit im freifinanzier­
ten Mietwohnungsbau ist eine heftige Kontro­
verse entbrannt. Unstreitig ist, daß das Neubau­
volumen seit Anfang der siebziger Jahre in die­
sem Bereich drastisch zurückgegangen und mit 
20 000 bis 30 000 Wohnungen im Jahre 1977 fast 
zum Erliegen gekommen ist'*). Die Ursachen wer­
den auf der einen Seite ausschließlich in Markt­
faktoren (Angebotsreaktion auf den Bauboom, 
Nachfrageschwäche) gesehen; auf der anderen 
Seite werden in erster Linie der extreme Kündi­
gungsschutz und die Vergleichsmietenregelung für 
die Investitionszurückhaltung verantwortlich ge­
macht. Beide Ansichten stehen mit der aktuellen

*N>
Wir danken unseren Kollegen, insbesondere Herrn Hermann 

a u s t , für eine kritisclne Diskussion der hier vertretenen 
Thesen.
1) Vgl. Johann E e k h o f f ,  Gerhard W e r t h :  Auswirkungen 
des Zw/eiten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes. Forschungs­
bericht des Instituts für empirische Wirtschaftsforschung, Nr. 39, 
Saarbrücken 1978.
2) Daneben steht die Möglichkeit der freien Vereinbarung einer 
Mieterhöhung zwischen Mieter und Vermieter. Der Vermieter ist 
darlegungs- und beweispflichtig dafür, daß die von ihm gefor­
derte Miete die „ortsüblichen Entgelte“ nicht übersteigt.
3) Instandhaltungskosten rechnen nicht hierzu.
-•) Der Verweis auf die in jüngster Zeit stark angestiegenen Geneh­
migungen im Mehrfamilienhausbau -  vgl. Bundesbaublatt 7/1978, 
s. 318 — trägt nicht weit, da die Basis für den prozentualen An­
stieg extrem niedrig ist und da unklar ist, wie groß der Anteil 
der freifinanzierten Mietwohnungen ist.
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MIETRECHT

Marktsituation niclit im Konflikt: Es ist denkbar, 
daß auch ohne Mieterschutz die gegenwärtige 
Neubautätigkeit aufgrund der Marktlage ähnlich 
niedrig wäre. Es ist aber auch nicht auszuschlie­
ßen, daß der Mieterschutz für einen beträchtlichen 
Anteil des aktuellen Rückgangs verantwortlich ist. 
W ichtiger ist aber die Frage, ob auf Dauer investi­
tionshemmende Wirkungen vom 2. WKSchG zu 
erwarten sind ®).

Nach allen bisherigen Erfahrungen kann unter­
stellt werden, daß die Bindung der Mieterhöhung 
an Vergleichsmieten eine Verzögerung der Miet­
entwicklung bei laufenden Verträgen gegenüber 
dem Mietanstieg bewirkt, der sich ohne Mieter­
schutz ergäbe (Marktmiete) ^). Denn: das Suchen 
von Vergleichsmieten verursacht Kosten; die ein­
zuhaltenden Fristen schieben den Erhöhungszeit­
punkt hinaus; der Mieter kann bei der immer vor­
handenen Streuung der gezahlten Mieten den 
Gegenbeweis antreten; Mietspiegel können nur 
verzögert fortgeschrieben werden; bei starker 
Widerspruchsneigung der Mieter mögen viele Ver­
mieter die Mieten in geringerem Ausmaß erhöhen 
als sonst, und damit verschlechtert sich die Be­
weislage für andere; Mietrichter mögen im Zwei­
felsfall „m ieterfreundlich“ entscheiden.

Mietentwicklung in Sprüngen

In dieser Situation wird der Vermieter versuchen, 
die Anfangsmiete bei Erst- oder Neuvermietung 
soweit anzuheben, daß die Mindererlöse in spä­
teren Jahren ausgeglichen werden. Die M ietent­
wicklung verläuft in verstärktem Maße in Sprün­
gen. Zu Beginn des Mietverhältnisses liegt die 
Miete über dem Niveau der Mieten, das sich sonst 
ergäbe. Sie bleibt dann eine Zeitlang konstant, 
bis sie wieder angehoben werden kann, weil das 
Vergleichsmietenniveau entsprechend gestiegen 
ist, bleibt aber unterhalb der Marktmiete.

Die Größenordnung des zusätzlichen Mietsprungs 
läßt sich grob überschlagen. Wird beispielsweise 
eine durchschnittliche Wohndauer von 8 -1 0  Jah­
ren und eine Steigerung der Marktmiete von etwa 
5 %  jährlich erwartet und folgt das Vergleichs­
mietenniveau den Marktmieten mit einer Verzö­
gerung von zwei bis drei Jahren, muß bereits mit 
einem zusätzlichen Mietsprung von 3 0 %  bis 40%  
gerechnet werden. Auch unter günstigeren Bedin­
gungen müßte die Anfangsmiete bei Abschluß 
eines neuen Mietvertrages erheblich über dem 
sonst üblichen Niveau liegen, wenn die Einbußen 
ausgeglichen werden sollen, die durch den Ver­
zögerungseffekt bei späteren Mietanpassungen 
entstehen.

Grundsätzlich könnten die Mieter die höheren 
Anfangsmieten wegen der erwarteten geringeren 
Mietsteigerung auch zahlen. Dem vollständigen

Renditeausgleich über höhere Anfangsmieten 
steht jedoch folgendes entgegen:
□  Die Vermieter müssen mit den für sie ungün­
stigen Fällen rechnen, daß der Mieter beson­
ders lange wohnen bleibt oder daß die Ver­
gleichsmiete niedriger ist als erwartet. Dafür ver­
langen sie eine Risikoprämie, also eine besonders 
hohe Anfangsmiete.

□  Die Mieter müssen mit den für sie ungünstigen 
Fällen rechnen, daß sie schon bald wieder um­
ziehen und nicht in den Genuß der Mieterspar­
nisse in späteren Perioden kommen oder daß sie 
eine höhere Miete zahlen müssen als erwartet. 
Sie werden daher nur einen geringen Aufschlag 
auf die sonst übliche Anfangsmiete anbieten.

Diese Diskrepanz zwischen geforderter und gebo­
tener Anfangsmiete wird durch weitere Faktoren 
noch vergrößert:
□  Erstens werden einige Mieter angesichts des 
drohenden Mietsprungs einen Wohnungswechsel 
hinausschieben oder vermeiden und dafür längere 
Pendlerwege, geringere Einkommen und andere 
Nachteile in Kauf nehmen. Der Mietvorteil wird 
gleichsam „verbraucht“ .
□  Zweitens dürfte es einigen Haushalten, ins­
besondere jungen Familien mit Kindern und ge­
ringem Einkommen nicht möglich sein, die hohe 
Anfangsbelastung vorzufinanzieren. Häufig han­
delt es sich dabei noch um relativ immobile Haus­
halte, von denen die Vermieter besonders hohe 
Anfangsmieten verlangen.
n  Drittens wird die Dispositionsfreiheit der Ver­
mieter beschränkt. Sie können Marktlagengewinne, 
z. B. bei einer vorübergehenden Knappheit auf 
Teilmärkten, nicht voll ausschöpfen, während das 
Marktlagenrisiko wegen des Kündigungsrechts 
der Mieter bestehen bleibt. Dafür verlangen sie 
höhere Anfangsmieten.

Aus diesen Überlegungen ergibt sich, daß ein in­
vestitionsneutraler Anstieg der Anfangsmieten 
nicht zu erwarten ist und daß die Investitionen 
im freifinanzierten Mietwohnungsbau hinter dem 
Niveau, das sich sonst ergäbe, Zurückbleiben. 
Erst durch diese Verknappung sind die Prämien 
für höhere Risiken und der zeitliche Renditeaus­
gleich in den am Markt erzielbaren Anfangs­
mieten durchzusetzen. Diese Erkenntnis hat sich 
sowohl bei Wohnungsmarktexperten als auch bei 
Politikern weitgehend durchgesetzt Zu beach­
ten ist noch, daß neben der Zurückhaltung beim 
Neubau auch andere Ausweichreaktionen möglich

5) Dieser Frage sind w ir in dem in Fußnote 1) erwähnten For- 
schungsbericiit ausfüiiriicii naciigegangen, so daß w ir hier nur 
die wichtigsten Ergebnisse zu skizzieren brauchen.

Vgi. auch Roiph N i e d e r b e r g e r :  Mietspiegel spiegelt 
nicht alles, in: Gemeinnütziges Wohnungswesen, 1/1978, S. 17.
7) Vgl. z. B. die Einräumung von Dieter H a a c k : Soziales Miet­
recht und Investitionsprobleme im freifinanzierten Mietwohnungs­
bau, in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht, 3/1978, S. 42.
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sind: naclilassende Instandlialtungsanstrengun- 
gen, Umwidmung, Verl<auf als Eigentumswolinung, 
Eigennutzung usw.®).

Gibt es über die W irkungsrichtung des WKScliG 
kaum Zweifel, so gehen die Ansichten über das 
Ausmaß noch weit auseinander. Zugunsten der 
These, das Gesetz beeinträchtige die Investitionen 
nicht oder nur unwesentlich, werden folgende 
Argumente vorgebracht:

□  Das 2. WKSchG könne die Investitionen noch 
gar nicht beeinträchtigt haben; denn Mietsteige­
rungen seien schon aufgrund der Marktlage nur 
schwer durchzusetzen, so daß gegenwärtig die 
gesetzlich bestehenden Spielräume gar nicht aus­
geschöpft werden könnten. -  Dem ist entgegen­
zuhalten, daß die heute geforderten  Anfangsmie­
ten schon steigen, wenn erst für die Zu!<unft eine 
mietbegrenzende Wirkung erwartet wird. Auch 
wenn gegenwärtig am Markt nur relativ geringe 
Mieterhöhungen durchgesetzt werden können, 
wäre ohne Mieterschutz die Diskrepanz zwischen 
geforderten und gezahlten Anfangsmieten gerin­
ger und das investitionsniveau vermutlich höher. 
Zwar ist zu konzedieren, daß auch ohne Mieter­
schutz die Anfangsmieten gegenwärtig die durch­

schnittliche Rentabilitätsschwelle noch nicht er­
reicht hätten. Aber die Rentabilitätsschwelle liegt 
weder, wie der Präsident des Deutschen Mieter­
bundes annimmt, auf der Höhe der sogenannten 
„Kostenmieten“ , also bei ca. 12,— DM/qm im Mo­
n a t’ ), noch ist eine Lücke bis zur Liquiditäts­
schwelle von ca. 20%  zu schließen, wie ein Ver­
treter des BMBau vermutet ’°). Nach Berechnun-
8) Nachdem in Großbritannien mit dem RentAct von 1974 mö- 
biierte Wohnungen in die IVIietl<ontrolle und den Kündigungs­
schutz einbezogen wurden und somit ein Schlupfloch gestopft 
war, bemerkte IViacLennan mit englischem Humor, die Vermieter 
würden sich schon etwas einfallen lassen, um auch diese Vor­
schrift zu umgehen, z. B. indem sie eine warme Mahlzeit bereit­
stellten {vgl. Duncan MacLennan: The 1974 Rent Act — Some 
Short Run Supply Effects, in; Economic Journal, Vol. 88 (1978), 
S. 333 f.).
’ ) Vgl. Paul N e v e r m a n n :  Wohnungskündigungsgesetz ist 
kein Handelsobjekt, in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht, 7/1977, 
S. 134, Das dem sozialen Wohnungsbau entlehnte Konzept der 
„Kostenmiete“ unterstellt im Prinzip nominal konstante (im Zeit­
verlauf real fallende) Mieten, während im freifinanzierten Woh­
nungsbau real konstante (nominal steigende) Mieten gefordert 
werden.
10) Vgl. Michael S c h u l z - T r i e g l a f f ;  Der Wohnungsbau 
im wirtschaftlichen Aufschwung, in: Wohnungswirtschaft und Miet­
recht, 5/1977, S. 91. Schulz-Trieglaff vertritt die These, Investitio­
nen im freifinanzierten Mietwohnungsbau würden erst dann wie­
der in größerem Umfang vorgenommen, wenn der Bauherr schon 
bei der Erstvermietung Einnahmen erzielt, die seine „laufenden 
Kosten“ decken, wenn er also keine Liquidität mehr nachschießen 
muß. Für 1977 gibt er die Liquiditätslücke mit ca. 20 "/o an. -  Ein 
Liquiditätsabfluß in den ersten Perioden mag zwar für liquiditäts­
schwache Investoren Cash-Flow-Probleme mit sich bringen. In 
der Regel kommt es jedoch für die Investitionsentscheidung aus­
schließlich auf die erwartete Gesamtrendite an.

Selbst seine Eleganz ist Ausdruck seiner Perfektion.
Bei einer Konstruktion, die tech­
nisch so vollkommen ist, kann es 
nicht ausbleiben, daß sie auch 
optisch besticht. Denn Ästhetik ist 
im modernen Automobilbau eine

Funktion auch der Form.Wenn sie 
alle Ansprüche der Aerodynamik 
erfüllt, wird das geschulte Auge des 
Automobilkenners das schon von 
der Form her wahmehmen. Und

was so richtig ist wie ein Mercedes- 
Benz, wirkt zwangsläufig 
auch stilistisch gut. 
Mercedes-Benz 
Ihr guter Stern auf allen Straßen.
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gen der Autoren liegen die Anfangsmieten im 
Neubau durchsclinittüch nur um ca. 7 “/o unterhalb 
der Rentabilitätsschwelle " ) .  Da sich diese Schät­
zung auf die durchschnittliche Kosten-Ertrags- 
Situation bezieht, eine Reihe von Investoren die 
Kostendeckung aber schon früher als andere er­
reicht, müßten sich die Investitionen von der 
Marktsituation her gesehen schon deutlich bele­
ben.

□  Zugunsten der Vergleichsmietenregelung könnte 
vorgebracht werden, auch früher schon habe es 
am freien Markt ein Zurückbleiben der A ltver­
tragsmieten hinter den Mieten in neuen Verträgen 
gegeben — was empirisch tatsächlich nachweisbar 
ist'^). Daher sei der Mieterschutz keine „Bela­
stung“ für die Vermieter. -  Hier muß klar gese­
hen werden, daß der Mieterschutz eine verzögerte 
Anpassung auch für solche Vermieter erzwingt, die 
sonst die Mieten kontinuierlicher anpassen wür­
den, daß die Anpassung auch für die angespro­
chenen Mietverhältnisse weiter verzögert werden 
kann und daß wegen der eingeschränkten Kündi­
gungsmöglichkeiten vom Investor ein Zurückblei­
ben der Altmieten für längere Zeit in Rechnung 
gestellt werden muß, als dies früher der Fall war.

□  Die in letzter Zeit immer weiter verbreitete 
Verwendung von Mietspiegeln, so eine weitere 
These, habe die Beweismöglichkeiten für den Ver­
mieter sehr vereinfacht und erlaube eine ausrei­
chende Anpassung der Mieten. — Zwar können 
Mietspiegel für den Vermieter eine Entlastung 
bringen; aber die im Mietspiegel erfaßten Mieten 
können bereits unter den echten Marktmieten lie­
gen (Furcht der Vermieter vor dem komplizierten 
und riskanten Zustimmungsverfahren). Hinzu 
kommt, daß gerade Mietspiegel zu „m ietenpoliti- 
schen“ Zwecken eingesetzt werden können, etwa 
indem sie nur verzögert fortgeschrieben werden.

Beeinträchtigte Investitionen

Für die entgegengesetzte These, das 2. WKSchG 
beeinträchtige die Investitionen nicht unerheblich, 
lassen sich insbesondere folgende Argumente an­
führen;

□  Die Schwierigkeiten, auf die einige Vermieter 
bei der Mieterhöhung gestoßen sind, waren nicht 
gering. Überzogene Formerfordernisse beim Erhö­
hungsverfahren, Scheu vor Prozessen, „m ieter­
freundliche“ Urteile, Streit um „Vergle ichbarkeit“ 
von Wohnungen, Probleme der Entscheidung bei 
unklarer Beweislage (Bandbreiten von Vergleichs­
mieten) usw. sind spürbare „Hürden“ fü r Ver­
mieter.

□  Bei der Einführung des 1. WKSchG im Jahre 
1971 stand auch der Gedanke Pate, den Miet­
anstieg zu bremsen, um damit einen Beitrag zur 
Inflationsbekämpfung zu leisten. Viele Vermieter

und potentielle Investoren befürchten vermutlich 
immer noch, bei einem eventuellen erneuten Infla­
tionsschub könnte man sich des Mietrechts als 
Stabilisierungsinstrument bedienen '^).

Q  Die im Rahmen der Verfolgung von Mietpreis­
überhöhungen nach § 5 Wirtschaftsstrafgesetz her­
angezogenen „Wesentlichkeitsgrenzen“ , bei deren 
Überschreiten auch bei Neuvermietung eine Geld­
buße droht, sind sehr eng gezogen "̂'). Deshalb 
müßte die geforderte Miete bei Erstvermietung 
besonders stark angehoben werden; denn ein 
Neuinvestor kann nicht mehr damit rechnen, 
selbst bei einem Mieterwechsel die Miete frei her­
aufsetzen zu können. Da die Wesentlichkeitsgren­
zen an die Vergleichsmieten gebunden sind, diese 
aber nachhinken, müßte der Erhöhungsspielraum 
bei der Erstvermietung sehr hoch sein.

Das Argument von Verfechtern des WKSchG, das 
Miethöhegesetz habe keine negativen Auswirkun­
gen, die Investoren seien allenfalls durch die Dis­
kussion über aufgebauschte Einzelfälle verun­
sichert worden, hat insoweit einen richtigen Kern, 
als die oben beschriebenen Auswirkungen durch 
eine zusätzliche Verunsicherung der Vermieter 
noch verstärkt werden können. Aber unabhängig 
davon bleibt ein bedeutender Rest an Unsicher­
heit, bei den Vermietern über die Möglichkeiten 
der Anpassung von Altvertragsmieten an die Infla­
tion, bei den Mietern über das Ausmaß von Miet­
ersparnissen. Die Diskrepanz zwischen „Ange­
botspreis“ und „Nachfragepreis“ im Mietwoh­
nungsbau ist sicher nicht vernachlässigbar gering. 
Eine spürbare Verknappung am Markt für fre i­
finanzierte Mietwohnungen und ein Mietanstieg 
über das Niveau hinaus, das sich ohne Mieter­
schutz ergäbe, ist vorprogram m iert’®).

1') Vgl. Johann E e k h o f f , Olaf S i e v e r t ,  Gerhard W e r t h :  
Bewertung wohnungspolitischer Strategien: Modernisierungsför­
derung versus Neubauförderung. Unveröffentlichte vorläufige Fas­
sung eines Forschungsberichts im Auftrag des BMBau, Saar­
brücken 1978, Anhang B.
'2 Vgl. z .B . Michael S c h u l z - T r i e g l a f f ;  Mietspiegel in 
der Praxis, in: Bundesbaublatt, 9/1977, S. 376-379.
13) Eine deutliche Klarstellung, daß dieses Ziel nicht (mehr) ver­
folgt werde, ist bis heute nicht erfolgt. Noch in der Begründung 
des Gesetzentwurfs der Bundesregierung zum 2. WKSchG wurde 
als positive Auswirkung des WKSchG vermerkt, daß der Mietindex 
im Jahre 1972 langsamer als das allgemeine Preisniveau gestie­
gen sei (vgl. Bundestagsdrucksache 7/2011, S. 7). Bundesjustiz­
minister Vogel stellte im Jahre 1976 fest, daß mit dem neuen 
Mietrecht die „ungesunde Spitzenreiterposition“ der Miete bei 
der Preisentwicklung gebrochen worden sei (vgl. Hans-Jochen
V o g e l  : Der Weg zu einem sozialen Mietrecht, in: Wohnungs­
wirtschaft und Mietrecht, 7/1976, S. 138).
11) Vgl, Dieter H a a c k , a. a. O., S. 42.
15) Die restriktiven Wirkungen der Vergleichsmietenregelung
könnten natürlich abgemildert werden, etwa indem die Bandbrei­
ten für die Erhöhung der Mieten erweitert werden, Vorschläge 
gehen z, B. dahin, überwiegend Neuvertragsmieten in die Miet­
spiegel aufzunehmen (vgl, etwa Volker G i e r t h :  Marktmiete 
aus der Retorte?, in; Bundesbaublatt, 12/1977, S. 543). Dadurch 
könnte erreicht werden, daß die Vergleichsmieten sogar über 
den marktgerechten Mieten bei Altverträgen liegen (vgl, auch
W. K. R i s s e :  Die Mietdauer beeinflußt die Miethöhe, in; Ge­
meinnütziges Wohnungswesen, 4/1978, S. 164). Hier zeigt sich ein 
deutlicher Zielkonflikt; W ill man die Renditeerwartung der Inve­
storen möglichst wenig belasten, muß man die Vergleichsmieten­
regelung vermutlich so weit auflockern, daß in vielen Fällen der 
Kündigungsschutz durch Mieterhöhungen unterlaufen bzw. die 
Immobilität der Mieter ausgebeutet werden könnte.
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Die zentrale Aussage der bisherigen Überlegun­
gen ist also; Den abgesicherten Kündigungsschutz 
erhalten die Mieter nicht (kostenlos; sie müssen 
dafür in Form höherer Mieten zahlen. Bei diesem 
Befund ste llt sich die Frage, ob der gesetzliche 
Kündigungsschutz den Mietern so viel wert ist, 
wie er kostet. Darüber hinaus sind die weiteren 
Kosten der gesetzlichen Regelungen in Rechnung 
zu stellen, die zum größten Teil beim Staat anfal­
len, z. B. Gerichtskosten und Kosten der Erstel­
lung von Mietspiegeln, kurz die Kosten des Ver­
fahrens im weitesten Sinne. Zwar ist es sinnvoll 
zu überlegen, wie man die Kosten des gesetz­
lichen Kündigungsschutzes senken kann. Aber 
darüber hinaus erscheint es geboten, weiterge­
hende Überlegungen anzustellen und zu fragen, 
ob es zur Erreichung der vom Gesetzgeber ange­
strebten Ziele nicht alternative und effizientere 
Möglichkeiten gibt.

Alternative zum gesetzlichen Kündigungsschutz

Ziel der gesetzlichen Regelungen ist es, einen 
„gerechten Ausgleich“ zwischen den Interessen 
des Mieters und denen des Vermieters zu errei­
chen, wobei der weitgehende Kündigungsschutz 
im Vordergrund steht und — nach den jüngsten 
Interpretationen -  eine marktmäßige Entwicklung 
der Mieten möglich sein soll. Als zu berücksichti­
gende Interessen der Mieter werden angesehen;

□  der Schutz des Mieters vor w illkürlicher und 
unmotivierter Kündigung: die Bewahrung der 
Wohnung als M ittelpunkt des Fam ilienlebens'^);

□  der Schutz vor einer Ausbeutung der Immobili­
tät des Mieters, die möglich ist, weil der Mieter 
sich an die Wohnung gebunden fühlt und bei einer 
überhöhten Mietforderung wegen der Umzugs­
kosten nicht einfach die Wohnung wechseln 
kann

Gleichwohl soll es dem Mieter freistehen, bei Be­
darf die Wohnung zu wechseln; eine dauernde 
Bindung seinerseits soll er nicht eingehen müs­
sen.

Dem steht das Interesse des Vermieters an der 
„W irtschaftlichkeit des Hausbesitzes“ gegenüber, 
weshalb „wirtschaftlich angemessene“ Mieterhö­
hungen als grundsätzlich zulässig gelten. Sinn-

'*) Vgl. Hans-Jochen V o g e l ,  a. a. 0., S. 139, und Gerhard 
J a h n :  Das Mietrecht als Aufgabe der Gesetzgebung im sozia­
len Rechtsstaat, in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht, 6/1973, 
S. 90.
'?) Vgl. Hans-Jochen V o g e l ,  a. a. O., S. 139, und Gerhard 
J a h n ,  a. a, O., S. 91.
18) Diesen Fall haben wohl viele im Auge, die davon sprechen, 
daß der Vermieter l<eine „überhöhten" Mieten erzielen, aber auch 
seine Kosten decken können soll. Dies zeugt von einem Fehlver­
ständnis der Ertragssituation bei einem Gut mit so langer Nut­
zungsdauer wie die Wohnung. Bei der geringen Anpassungsge­
schwindigkeit des Angebots an wechselnde Nachfrage- und 
Kostenbedingungen und bei der sich heute rasch wandelnden 
Nachfragestruktur sind gleichbleibende normale Nettoerträge 
nicht die Regel, es sei denn, die Nutzung einer Wohnung wird 
auf lange Zeit zu einem festen realen Preis kontrahiert. Um die­
sen Fall geht es aber beim Kündigungsschutz gerade nicht.

vollerweise kann aber, und dies wird oft überse­
hen, hierm it nur W irtschaftlichkeit auf lange Sicht 
gemeint sein, das heißt, die Betrachtung von Ein­
zahlungen und Auszahlungen des Vermieters über 
einen kurzen Zeitraum reicht nicht aus, über die 
W irtschaftlichkeit eines M ietwohnobjekts zu befin­
den. Das Interesse des Vermieters liegt in der Er­
zielung einer „norm alen“ Rendite über die ge­
samte Nutzungsdauer einer Wohnung, wobei wohl 
unterstellt werden kann, daß kaum ein Vermieter 
in sein Renditekalkül die Möglichkeit der „Aus­
beutung“ der Immobilität des Mieters einbezieht.

Die erwartete Rendite ist prinzipiell unsicher, sie 
kann am Ende niedrig oder hoch ausfallen. Eine 
überdurchschnittliche Rendite kann sich ergeben 
durch vorübergehende Knappheitsrenten auf dem 
relevanten Teilmarkt, günstige Verkaufsmöglich­
keiten (z. B. als Eigentümerwohnung), eine als be­
sonders vorteilhaft bewertete Eigennutzung, das 
Vermieten an gewerbliche Nutzer oder andere 
zahlungsfähige Nachfrager. Eine niedrige Rendite 
kann sich ergeben durch anhaltende Phasen des 
Überangebots an Wohnungen, eine schwache 
Nachfrageentwicklung auf dem relevanten Teil­
markt, eine sich schnell verschlechternde Wohn- 
umwelt usw. Normalerweise wechseln sich im 
Verlauf der Nutzungsdauer einer Wohnung Pha­
sen hoher Erträge und solche niedriger Netto­
erlöse ab, so daß auf lange Frist eine Normalren­
dite erzielt wird. Möglich, aber unwahrscheinlicher 
ist bei freien Verträgen auf unbestimmte Zeit der 
Fall, daß über die Nutzungsdauer relativ konstante 
Realerträge erzielt werden '®).

Für manchen an der wohnungspolitischen Diskus­
sion Beteiligten mag es eine befremdliche Vorstel­
lung sein, daß Wohnungsinvestitionen auch einmal 
nur sehr geringe Renditen erzielen können — von 
krassen Fehlplanungen einmal abgesehen. Denn 
die Erfahrung in der Vergangenheit war doch, zu­
mindest bis zum Auftreten der Wohnungshalden, 
daß man im Wohnungsbau im Zweifel gut ver­
diente. In der Vergangenheit mußte die Angebots­
lücke am Wohnungsmarkt abgebaut werden. Für 
die überschaubare Zukunft ist eine solche Lage 
aber nicht nur auszuschließen, inzwischen sind 
sogar Faktoren verstärkt wirksam geworden, die 
unerwartet niedrige Erträge bringen können; Be­
völkerungsrückgang, mögliche kräftige Verschie­
bung der Nachfragestruktur von heutigen Neubau­
gebieten in die Stadtkerne oder zwischen Teil­
märkten (Wohnungsgröße). Insgesamt gesehen 
ist die Renditeerwartung im Wohnungsbau wohl 
unsicherer geworden, und die Wahrscheinlichkeit 
n iedriger Renditen ist gestiegen.

Äußerst wichtig ist hierbei; Auch wenn der Inve­
stor sich über die genaue Höhe der zukünftigen 
Erträge keine klaren Vorstellungen machen kann, 
so gibt ihm die Dispositionsfreiheit über sein
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Eigentum die Gewißheit, daß er dann, wenn die 
Ertragschancen gut sind, sie auch wahrnehmen 
kann Da der Vermieter bei einer asymmetri­
schen Kündigungsregeiung wie im WKSchG 
grundsätzlich nicht kündigen kann, werden die 
Gewinnchancen (Marktlagenvorteile usw.) be­
schnitten. Umgekehrt bleibt das Verlustrisiko in 
vollem Umfang erhalten, weil der Mieter den Ver­
trag kündigen kann. Der Erwartungswert der Ren­
dite ist niedriger, als dies bei freier Kündigungs­
möglichkeit und gleicher realer Anfangsmiete der 
Fall is t “ ).

Freiwilliger Kündigungsschutz

Dies heißt nun, daß am freien Markt ein Interes­
senausgleich zwischen Mieter und Vermieter nur 
möglich ist, wenn dem Vermieter die entgehenden 
Gewinnchancen entgolten werden. Und in der 
Regel g ibt es einen Preis, d. h. einen Aufschlag 
auf die sonst vereinbarte reale Miete, bei dem 
der Vermieter bereit ist, auf sein Kündigungsrecht 
zu verzichten. Ein Mieter, der diesen Mietaufschlag 
zu zahlen bereit ist, kann sich demnach im Prinzip 
genauso gegen eine „w illkürliche“ Kündigung ab­
sichern und dennoch das freie Kündigungsrecht 
behalten, wie es gegenwärtig nach den gesetz­
lichen Regelungen der Fall ist. Wichtig ist hierbei: 
Im Mietvertrag müssen über die Mietentwicklung 
von vornherein Vereinbarungen getroffen werden, 
die verhindern, daß der Vermieter später durch 
hochgeschraubte Mietforderungen den Kündi­
gungsschutz unterläuft. Für solche Vereinbarun­
gen sind viele Formen denkbar — z. B. Vereinba­
rung einer festen Miete, Staffelmieten ^'), Index­
klauseln^'), Leistungsvorbehaltsklauseln mit Bin­
dung an den Preisindex für die Lebenshaltung 
oder einen Mietindex, Neuverhandlung mit be­
grenztem Spielraum nach Ablauf einer bestimm­
ten Frist ^ )̂.

Einige Besonderheiten des Prinzips des freiw illig  
vereinbarten Kündigungsschutzes sind zu erwäh­
nen:

□  Sicherlich wäre nicht jeder Mieter bereit, den 
Preis zu zahlen, den der Kündigungsschutz kostet. 
Das bedeutet, er beurteilt das Risiko einer Kündi­
gung nicht besonders hoch, etwa weil er relativ 
mobil ist.

□  Einige Mieter können sich wegen eines gerin­
gen Einkommens keinen umfassenden Kündi­
gungsschutz leisten, so wie sie sich keine aus­
reichend große und qualitativ befriedigende Woh­
nung leisten können. Soweit dies als Problem an­
gesehen wird, wäre es eine Sache der Vertei­
lungspolitik und nicht der Rechtspolitik.

□  Manche Mieter haben möglicherweise nicht 
genügend Verhandlungsgeschick, um entspre­
chende Verträge zu „angemessenen“ Konditionen

auszuhandeln. Sie würden beispielsweise den 
Kündigungsschutz aus Unerfahrenheit nicht effek­
tiv absichern, weil sie dem Vermieter von vorn­
herein zu große Mieterhöhungsspielräume für die 
Zukunft lassen.

□  Würden die Regelungen des WKSchG aufge­
hoben, könnte der Mietaufschlag bei entsprechen­
der Nachfrage nach Kündigungsschutz in einer 
Anfangsphase ziemlich groß werden, wenn die 
Vermieter zunächst nur zögernd darauf eingingen. 
Da Wohnungen ohne Kündigungsschutz dann 
aber weniger rentabel wären und Wohnungen mit 
Kündigungsschutz hohe Renditen versprechen 
würden, käme es schon bald zu einem entspre­
chenden Angebot an Kündigungsschutz, zumal ja 
keine Investitionen zu tätigen wären, sondern 
lediglich Vertragskonditionen im beiderseitigen 
Interesse geändert werden müßten.

□  Nicht jeder Vermieter würde den Kündigungs­
schutz zum gleichen Preis, manche würden ihn 
gar nicht anbieten. Dadurch würden mobile Mie­
ter, die auf einen weitreichenden Kündigungs­
schutz verzichten können, tendenziell in relativ 
b illige Wohnungen ziehen, für die der Vermieter 
andere Verwertungschancen offen halten möchte. 
Umgekehrt würden Haushalte mit einer Vorliebe 
für einen umfassenden Kündigungsschutz zu Ver-
” ) Ein an dieser Steiie ieicht auftretendes Mißverständnis ist 
auszuräumen; Die Dispositionsfreiheit, die nach den bisherigen 
Überlegungen für die Ertragserwartungen des Vermieters eine so 
wichtige Rolle spielt, schließt auch oder schloß zumindest in der 
Vergangenheit die „Kündigung zum Zwecl<e der Mieterhöhung“ 
ein, so anrüchig dies auch anmuten mag. Man sollte sich aber 
klarmachen, weichen -  in der moralischen Bewertung stark wech­
selnden -  Inhalt dieses Recht haben kann: Dieser kann reichen 
von der Durchsetzung einer Anpassung der Mieten an die Infla­
tion gegen den Willen des „uneinsichtigen“ Mieters über die 
Ausnutzung einer günstigen Nachfragesituation, in der der Mieter 
seine Wohnung ja eigentlich nicht gegen den Vermieter, sondern 
gegen andere Nachfrager verteidigen muß, bis hin zur Ausbeu­
tung des immobilen und in Verhandlungen unterlegenen Mieters. 
Ist dieses Recht des Vermieters ohne gleichwertige Kompensation 
— das „gleichwertig“ sei betont — eingeschränkt, so berührt dies 
die Renditeerwartung. Ein Ersatz für den sonst gefährdeten Infla­
tionsausgleich würde wohl allgemein als legitim angesehen; ein 
Ausgleich für unterijundene Bestandsrenten in Knappheitslagen 
würde dagegen kaum auf Verständnis stoßen. Gleichwohl spielen, 
wie erwähnt, solche Möglichkeiten für den notwendigerweise auf 
lange Sicht planenden Investor im Wohnungsbau eine durchaus 
gleichrangige Rolle im Renditekalkül.
20) Hierbei wurde unterstellt, daß „led ig lich“ das Ausnutzen von 
Knappheitslagen, das Wechseln zu einem besser zahlenden Mie­
ter, ein lohnender Verkauf usw. ausgeschlossen wurden. Eine 
Anpassung der Miete entsprechend dem sonst als „normal“ anzu­
sehenden Verlauf ist (als Höchstgrenze) vorgesehen. Werden ver­
meintliche „Sondergewinne“ aufgrund des Anstiegs des relativen 
Preises der Wohnungsnutzung oder gar eine Anpassung der 
Miete an die Inflation in Frage gestellt, verschlechtert sich das 
Renditespektrum noch zusätzlich.
21) Diese beiden Formen sind nach geltendem Recht unzulässig. 
Hier geht es allerdings um Formen der Mietvereinbarung, die 
denkbar wären, wenn es den gesetzlichen Mieterschutz nicht 
gäbe.
22) Hier stellt sich die Frage, warum denn in der Vergangenheit 
die Mieter, denen ja schon immer viel an der Erhaltung der 
Wohnung lag, keinen asymmetrischen Kündigungsschutz verein­
bart haben. Hierfür gibt es vermutlich mehrere Gründe. Ein Kün­
digungsschutz in der extremen Form -  starke Bindung des Ver­
mieters, keine Bindung des Mieters — mag wegen des geringeren 
Realeinkommens einerseits und wegen des hohen Mietaufschlags 
infolge der Wohnungsmarktlage mit hohen, wenn auch unsiche­
ren Renditeerwartungen andererseits zu teuer gewesen sein. 
Längerfristige Verträge mit Bindung beider Vertragspartner gab 
es hingegen auch früher häufig. Solche auf den ersten Blick nicht 
naheliegenden Vertragsformen müssen sich am freien Markt erst 
allmählich entwickeln und eingeübt werden, so wie sich etwa der 
Verzicht von Krankenversicherungsgesellschaften auf das Aus­
steuerungsrecht erst allmählich durchgesetzt hat.
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mietern ziehen, die keinen großen Wert darauf 
legen, sich um bessere Verwertungschancen zu 
bemühen bzw. solche Chancen nicht erwarten. 
Außerdem müßte nicht jeder Mieter ein unbefri­
stetes Dauerwohnrecht in Anspruch nehmen, son­
dern es könnten auch begrenzte Absicherungs­
fristen vereinbart werden. Ein solcher Vertrag 
wäre b illiger als extrem asymmetrische Verträge.

Man mag diese Überlegungen zum privat verein­
barten Kündigungsschutz für spekulativ halten; 
aber man muß sich darüber klar sein, daß auch 
der gesetzliche Kündigungsschutz den Vermietern 
auf Dauer nicht nehmen kann, was sie nicht zum 
entsprechenden Preis auch freiw illig  zu geben 
bereit wären. Verordnet man den Kündigungs­
schutz, so suchen Vermieter Formen des Auswei- 
chens, und potentielle Investoren wählen andere 
Anlageformen als den Mietwohnungsbau, bis für 
die zwangsweise Einschränkung der Dispositions­
freiheit ein Ausgleich in Form einer knappheits­
bedingt höheren realen Miete gezahlt wird.

Unterschiede in den Absicherungsformen

Bei einem Vergleich des gesetzlichen Kündigungs­
schutzes und dem hier zur Diskussion gestellten 
privatautonomen Kündigungsschutz sind noch fo l­
gende Unterschiede zu beachten:

n  Wird der gesetzliche Kündigungsschutz ein­
geführt, ist die Absicherung während einer Über­
gangsphase wegen der Anbieterkonkurrenz mög­
licherweise billiger, als er bei freier Vereinbarung 
wäre; denn kurzfristig ist das Angebot an Miet­
wohnungen relativ unelastisch. Aber schon nach 
kurzer Zeit werden die Ausweichreaktionen der 
Investoren und Vermieter wirksam und die Mieten 
steigen. Ein Gleichgewicht wird erst w ieder er­
reicht, wenn die Kosten des Vermieters gedeckt 
sind. Der wesentliche Unterschied zur freien Ver­
einbarung: Nun müssen auch diejenigen Mieter 
den Mietaufschlag zahlen, denen die Absicherung 
des Wohnrechts nicht soviel wert ist. wie sie 
kostet.

□  Bei freier Vereinbarung muß ein Vermieter, der 
Kündigungsschutz anbietet, damit rechnen, daß 
diejenigen, die einen Mietaufschlag zu zahlen 
bereit sind, die Vorteile auch in Anspruch neh­
men: Bei Knappheit werden die M ieter meist 
wohnen bleiben, und bei Überangebot werden 
nicht wenige Mietminderung verlangen oder aus- 
ziehen^^). Damit muß ein Vermieter bei der ge­
setzlichen Regelung nicht in gleichem Maße rech­
nen: Er darf annehmen, daß er auch Mieter be­
kommt, die bei Knappheit ausziehen, etwa aus 
beruflichen Gründen, oder solche, die trotz eines 
Überangebots wohnen bleiben. Die Mieter vertei­
len sich mehr zufällig auf die Wohnungen, weil es 
keine Wohnung ohne Kündigungsschutz gibt. Bei

der gesetzlichen Regelung sind daher die erwarte­
ten Risiken aus dem Mieterschutz (etwas) gerin­
ger, als sie bei freier Vereinbarung wären, daher 
braucht das Risikoentgelt auch nicht so hoch zu 
sein. Allerdings: in diesem Fall bezahlen auf 
Dauer auch diejenigen Mieter einen Mietaufschlag, 
die lieber eine billigere oder bessere Wohnung 
(ohne Kündigungsschutz) hätten; sie subventio­
nieren gleichsam diejenigen Mieter, die sonst für 
den Kündigungsschutz viel zu zahlen bereit 
wären.

□  Beim gesetzlichen Kündigungsschutz sind auch 
diejenigen Mieter abgesichert, die ohne Hilfe am 
freien Markt keine gesicherten Verträge abschlie­
ßen können, die aber bereit wären, den bei der 
gesetzlichen Regelung sich ergebenden Miet­
aufschlag zu zahlen. Eine Absicherung dieser 
Gruppe könnte bei frei zu vereinbarendem Kündi­
gungsschutz vermutlich billiger erreicht werden, 
wenn gleichzeitig Musterverträge und Hilfen beim 
Vertragsabschluß angeboten würden.

Vergleicht man die beiden Formen der Absiche­
rung der Mieter, so kann man durchaus zu dem 
Schluß kommen, daß die „M arktlösung“ der ge­
setzlichen Regelung auf Dauer überlegen ist.

Zwar kann bei der gesetzlichen Regelung der be­
schriebene „Versicherungseffekt“ realisiert wer­
den, der bei der Marktlösung fehlt. Aber dem 
steht entgegen, daß das Vergleichsmietenverfah­
ren, das zur Absicherung des gesetzlichen Kündi­
gungsschutzes notwendig ist, in den Augen des 
Vermieters -  wenn es effektiv ist - ,  große Risiken 
birgt. Nicht gering wird hierbei vermutlich das 
politische Risiko eingeschätzt, dieses Instrument 
werde bei Bedarf zur bewußten Bekämpfung von 
Mietsteigerungen in Knappheitssituationen oder 
gar zur Inflationsbekämpfung herangezogen 
Dieses besondere Risiko besteht bei der Markt­
lösung nicht. Die hierfür bei der gesetzlichen 
Regelung zusätzlich geforderte Risikoprämie kann 
den Kündigungsschutz gegenüber der Marktlö­
sung sogar für diejenigen verteuern, die durch 
den Versicherungseffekt begünstigt sind. Zu be­
rücksichtigen sind auch noch die übrigen Kosten 
des Vergleichsmietenverfahrens, wie Kosten der 
Erstellung von Mietspiegeln, Gutachterkosten usw. 
Schließlich läßt die Marktlösung Raum für ver­
schiedene Abstufungen der Absicherung des Mie­
ters und läßt darin die Möglichkeit, entsprechend 
den unterschiedlichen Kosten der verschiedenen 
Arten eine mehr oder weniger umfassende Form 
des Kündigungsschutzes zu wählen.

23) Man sollte sich aber deutlich machen, daS dies nicht die 
Alten, Krani<en und Kinderreichen sind; denn diese ziehen in der 
Regel nicht bloß wegen günstiger Marktlage aus, stellen Insoweit 
für den Vermieter also kein besonders hohes Risiko dar.
2-1) „Die Verglelchsmiete ist und bleibt ein politischer Preis, . . 
(Josef B r ü g g e m a n n ;  Diskussionsbeitrag zur Mieten-Diskus- 
sion auf dem Bauvereinstag, In; Gemeinnütziges Wohnungswesen, 
1/1978, s. 17.)
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